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Merkblatt Verschwiegenheitspflichten der Arbeitnehmer 

Rechtsgrundlage: Arbeitsvertragliche Nebenpflicht und aus §§ 823 Abs.1 und 2 BGB, 826 BGB, §§ 1,17 UWG

Als Gegenstand der arbeitsrechtlichen Verschwiegenheitspflicht allgemein anerkannt sind Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse – das sind alle Tatsachen, die im Zusammenhang mit einem Geschäftsbetrieb stehen, die nur einem eng begrenzten Personenkreis bekannt und nicht offenkundig sind und nach dem bekundeten Willen des Arbeitgebers aufgrund eines berechtigten wirtschaftlichen Interesses geheimgehalten werden.

Zulässig ist es, die Schweigepflicht auf Tatsachen, die mangels Betriebsbezogenheit oder wirtschaftlichen Interesses keine Unternehmensgeheimnisse darstellen, insoweit zu erweitern, als bestimmte Informationen vom Arbeitgeber ausdrücklich als vertraulich bezeichnet werden. Ein berechtigtes Interesse hat der Arbeitgeber grundsätzlich auch an einer Vereinbarung, die die Schweigepflicht über Lohn- und Gehaltsdaten zum Inhalt hat.

Eine Verschwiegenheitsvereinbarung könnte wie folgt lauten:

„ Über vertrauliche Angelegenheiten des Betriebes, z. B. Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse, hat der Arbeitnehmer uneingeschränkt Verschwiegenheit sowohl während der Dauer des Arbeitsverhältnisses als auch nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses zu bewahren. Vertrauliche Unterlagen dürfen nur den Betriebsangehörigen offenbart werden, die sie angehen.

Die Geheimhaltungspflicht erstreckt sich nicht auf solche Kenntnisse, die jedermann zugänglich sind oder deren Weitergabe für die Firma ersichtlich ohne Nachteil sind. Im Zweifelsfall ist der Arbeitnehmer verpflichtet, eine Weisung der Geschäftsleitung einzuholen, ob eine bestimmte Tatsache vertraulich zu behandeln ist.

Die Verschwiegenheitspflicht gilt insbesondere für nachfolgend genannte vertraulichen Angelegenheiten des Betriebes:

· * aus dem technisch/betrieblichen Bereich : Produktionseinrichtung und – ver-  

       fahren, betriebliche Abläufe, technisches Wissen, Rezepturen

· * aus dem Absatzbereich : Preisberechnung und Kundenlisten bzw. – karteien, 

        Absatzgebiete u. Pläne

· * Lieferantenbereich : Warenbezugsquellen, Preislisten, Kreditwürdigkeit

· * Rechnungswesen : Inventuren, Bilanzen, Kalkulationen sowie Strategien und 

·    Ereignisse im Wettbewerbsbereich

· * Personalbereich : Personaleinsatz, Gehälter

Alle Schriftstücke, auch Abschriften und Durchschläge einschließlich seiner Aufzeichnungen, die seine dienstliche Tätigkeit betreffen, hat der Arbeitnehmer als ihm anvertrautes Eigentum der Firma sorgfältig aufzubewahren, vor jeder Einsichtnahme zu schützen und auf Verlangen jederzeit – spätestens aber bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses – der Firma oder ihrem Beauftragten zu übergeben. Auch hat er zu versichern, dass er weitere nicht mehr besitzt.“

*diese Punkte sind betriebsindividuell festzulegen.

Eine Verletzung der Verschwiegenheitsverpflichtung begründet einen Schadensersatzanspruch des Arbeitgebers gemäß §§ 823 Abs. 1 u. 2 BGB, 826, §§ 1, 17 UWG.

Abzugrenzen ist die Verschwiegenheitsverpflichtung jedoch gegenüber der Nutzung von Erfahrungswissen. So ist es dem Arbeitnehmer nicht verwehrt, in einem neuen Arbeitsverhältnis das im alten Betrieb „ Erlernte “ zu nutzen. 

Darüber hinaus wäre es dem Arbeitnehmer nicht verwehrt, eine eigene Firma zu gründen, die mit dem vorherigen Arbeitgeber in Konkurrenz tritt. Denn mit dem Ende des Arbeitsverhältnisses endet gleichzeitig die Pflicht des Arbeitnehmers zur Wettbewerbsenthaltung. Hiergegen kann sich der Arbeitgeber nur durch die Vereinbarung eines nachvertraglichen Wettbewerbsverbots sichern. Die Vereinbarung eines Wettbewerbsverbots bedarf der Schriftform ( wobei die Vereinbarung dem Arbeitnehmer auszuhändigen ist / zu Beweiszwecken ist die Quittierung der Aushändigung empfehlenswert ) und es müssen zwingend Mindestbedingungen eingehalten werden. Es gilt der Grundsatz der bezahlten Karenz, das heißt als Gegenleistung für die Wettbewerbsenthaltung des Arbeitnehmers muss sich der Arbeitgeber verpflichten, an den Arbeitnehmer für die Dauer des Wettbewerbsverbots, die mit höchstens zwei Jahren vereinbart werden darf, eine Entschädigung zu zahlen. Diese muss mindestens für jedes Jahr des Verbots die Hälfte der vom Arbeitnehmer zuletzt bezogenen vertragsmäßigen Leistungen erreichen.

Haftungsausschluss:

Unsere Vertragsformulare/Merkblätter wurden mit größter Sorgfalt erstellt; erheben aber insbesondere aufgrund der vorstehend dargestellten Rechtslage keinen Anspruch auf Vollständigkeit und Richtigkeit. Sie sind vielmehr als Orientierungs- und Formulierungshilfe zu verste​hen.

Betriebliche Gegebenheiten oder sonstige besondere Umstände des Einzelfalles können ebenfalls nicht berücksichtigt werden. Das Muster ist daher nicht von vorneherein auf spezielle Belange zugeschnitten. Wir empfehlen daher stets die individuelle Beratung durch unsere Geschäftsstelle.

Aus den dargelegten Gründen kann die Haftung für den Inhalt des Vertragsmus​ters nicht übernommen werden. Auch die Haftung für leichte Fahrlässigkeit ist grundsätzlich ausgeschlossen.

Für Schäden, die durch die Verwendung dieses Dokuments entstehen können, ist die Haftung auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit beschränkt. Hiervon ausgenommen ist die Haftung für Schäden an Körper, Leben und Gesundheit, für die die gesetzlichen Haftungsregeln uneingeschränkt gelten. Bitte prüfen Sie regelmäßig die Aktualität der verwendeten Dokumente und beachten Sie unsere Verbandsmitteilungen.

Urheberrechtlicher Hinweis: Der Nachdruck, die Vervielfältigungen und die Weiter​gabe der Formulare ist nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Bäckerinnungsver​bandes Baden gestattet. 

